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Zusammenfassung

Das österreichische Wirtschaftswachstum schwächt sich derzeit ab und
wird durch den globalen Schock infolge der Terroranschläge vom 11.
September in den Vereinigten Staaten nachteilig beeinflusst werden. Den
Prognosen zufolge dürfte s ich das Wachstum ab dem zweiten
Halbjahr 2002 wieder erholen, da dann die Belebung des Welthandels
und die monetären Rahmenbedingungen positive Impulse für das BIP-
Wachstum entfalten. Allerdings bleiben wesentliche Herausforderungen
bestehen, wenn Österreich sein Wachstumspotential erhöhen und von
der europäischen Integration voll profitieren soll. Die weitreichenden
von der Regierung angekündigten Strukturreformen zielen u.a. darauf
ab, das Pensionssystem auf eine langfristig tragfähige finanzielle Grund-
lage zu stellen, die Effizienz des öffentlichen Sektors zu erhöhen, die
Sozialleistungen zielgenauer auszurichten, die Anreize auf dem Arbeits-
markt zu verbessern, die Netzwerkindustrien für den Wettbewerb zu
öffnen und die Leistungen des Bildungssystems anzuheben. Die meisten
dieser Initiativen gehen in die richtige Richtung und würden das Tempo
der Strukturreform beschleunigen, wenn sie voll umgesetzt werden.
Mehrere diesbezügliche politische Maßnahmen sind bereits in Kraft
oder werden eingeführt. In manchen Fällen scheinen die Maßnahmen
der angestrebten Verbesserung der ökonomischen Anreize oder der För-
derung der Budgetkonsolidierung allerdings zuwiderzulaufen. Es ist in
diesem Zusammenhang besonders inopportun, dass die Regierung eine
wesentliche Ausweitung des bereits großzügigen Kindergeldsystems ein-
führt, die vermutlich negative Auswirkungen auf die Erwerbsbeteiligung
von Eltern haben wird. Eine grundlegendere Pensionsreform ist notwen-
dig, die Effizienz der Stellenvermittlung sollte verbessert und die Pläne
zur Hochschulreform sollten umgesetzt werden. Auch wenn bei der
Wettbewerbsgesetzgebung gute Fortschritte zu verzeichnen sind, muss
die Marktöffnung doch durch weitere Reformen flankiert werden. Eine
nachhaltige Beseitigung des Defizits der öffentlichen Haushalte erfordert
die baldige Ersetzung der im Budget vorgesehenen Einmalmaßnahmen
 for Economic Co-operation and Development

lt die Gesamtbeurteilung und Empfehlungen des
ichts Österreich 2001 vor. Der Prüfungsaus-
- und Entwicklungsfragenfragen, der sich aus
rn und der Europäischen Kommission zusam-
richt geprüft. Ausgangspunkt für den Bericht ist
lung Wirtschaft vorgelegter Entwurf, der nach
usschuss überarbeitet wird. Der Bericht wird
g des Ausschusses herausgegeben
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durch strukturelle Maßnahmen, die
mit anhaltenden Einsparungen einher-
gehen. Zu diesem Zweck sollten Aus-
gabenprogramme identifiziert werden,
bei denen Kürzungen vorgenommen
werden können. Eine effizientere Pro-
jektauswahl erfordert auch die Einrich-
tung eines wirksamen Rahmens für
Ex-ante- und Ex-post-Kostenbewer-
tungen. Tatsächliche Doppelgleisigkei-
t en  innerha l b  de r  ö f f en t l i chen
Verwaltung sollten identifiziert und
beseitigt werden, und es muss ent-
schieden werden, welche Dienstlei-
stungen dem privaten Sektor zur
Bereitstellung überlassen werden soll-
ten. Gewiss sollte ein Ausgleich der
öffentlichen Haushalte das primäre
kurzfristige Konsolidierungsziel blei-
ben, mittelfristig gesehen würde die
Erwirtschaftung von Haushaltsüber-
schüssen jedoch dazu beitragen, den
budgetären Druck in Verbindung mit
der Bevölkerungsalterung leichter zu
bewältigen. Was ein ökologisch nach-
haltiges Wachstum betrifft, so geht
Österreich von einer Position relativ
guter Umweltleistungen aus und ist
bestrebt, die Umweltergebnisse weiter
zu verbessern. Der angewandte Policy
Mix stützt sich jedoch in zu starkem
Maße auf das Auflageninstrumenta-
rium, während ökonomische Instru-
mente – in Form von Subventionen
und Steuern – nicht eng genug mit
Umweltzielen verknüpft sind, was zu
Kostenerhöhungen und Verzerrungen
führt. Daher sollte verstärkt auf ökono-
mische Instrumente zurückgegriffen
werden, um die Umweltergebnisse zu
verbessern, namentlich durch die Ein-
führung einer CO2-Steuer. Überdies ist
ein integrierter Ansatz erforderlich, bei
dem systematisch Kosten-Nutzen-Ana-
lysen und Ex-post-Programmevaluie-
rungen vorgenommen werden, um
Umweltmaßnahmen zu konzipieren
und die ökonomische Belastung der
Erreichung von Umweltzielen zu ver-
mindern. In all diesen Punkten sind
Fortschritte unerlässlich, um die not-
wendigen institutionellen Veränderun-
gen zu erleichtern, die es Österreich
ermöglichen, seinen Lebensstandard
weiter zu verbessern, die soziale Kohä-
sion zu fördern und eine attraktive
Umwelt zu erhalten. ■

Erzielt die Wirtschaft 
hinreichend 
gute Ergebnisse?

Seit Mitte der neunziger Jahre ent-
spricht das österreichische Wirtschafts-
wachs tum  wei tgehend dem EU-
Durchschnitt. Die Wirtschaft ist aber
offenbar noch nicht auf einen Pfad
höheren Trendwachstums einge-
schwenkt, obgleich durch den österrei-
chischen EU-Beitritt im Jahr 1995 und
die marktwirtschaftliche Umorientie-
rung der osteuropäischen Länder viele
Zutrittsbarrieren für österreichische
Exporteure und Importeure beseitigt
worden sind. Im Hinblick auf eine Stei-
gerung des österreichischen Wachs-
tum spote nt i a l s  ve rd ie nen  zw ei
generelle Aspekte besondere Aufmerk-
samkeit. Erstens wurde die Budgetkon-
solidierung zu lange hinausgezögert
und ein abwechselnd restriktiver und
expansiver Kurs eingeschlagen, der
Verzerrungen zur Folge hatte. Desglei-
chen wurde eine tiefgreifende Reform
des öffentlichen Sektors in den neunzi-
ger Jahren auf einen späteren Zeitpunkt
verschoben, so dass potentiell positive
Effekte einer derartigen Reform auf die
gesamtwirtschaftliche Tätigkeit nicht
zum Tragen kommen konnten. Zwei-
tens hat Österreich keine zügige Reform
seines Regulierungsrahmens in Angriff
genommen. Dies ist verständlich, wenn
man bedenkt, dass sich dieser Rahmen
in früheren Zeiten mit relativ geringem
Strukturwandel als Stütze eines starken
Wirtschaftswachstums bewährt hat. Um
die positiven Wachstumseffekte einer
verstärkten internationalen Integration
und eines rascheren technologischen
Wandels ausschöpfen zu können,
bedarf es jedoch tiefgreifenderer Refor-
men auf den Produkt- und Arbeits-
märkten, die den Marktmechanismen
größeren Raum geben und mehr struk-
turelle Flexibilität begünstigen. Die
aktuellen politischen Maßnahmen
gehen bereits in diese Richtung, bei der
überfälligen Strukturreform sind jedoch
noch erhebliche Herausforderungen zu
bewältigen. Kapitel I gibt einen Über-
blick über die wichtigsten makroökono-
mischen Einflussfaktoren und die
Prognosen des OECD-Sekretariats,
Kapitel II und III des Berichtes setzen

sich mit Fragen der Fiskalpolitik und
der Strukturreform auseinander. In
Kapitel IV schließlich wird ausführli-
cher auf Fragen im Zusammenhang
mit der Förderung einer ökologisch
nachhaltigen Wirtschaftsentwicklung
eingegangen. ■

Wie entwickelt 
sich die Wirtschaft 
im gegenwärtigen 
Konjunkturzyklus? 

Das reale BIP-Wachstum belief sich im
Jahr 2000 auf insgesamt 3,0%. Es lag
damit deutlich über der Potentialrate
und entsprach dem EU-Durchschnitt.
Die österreichische Wirtschaft partizi-
pierte am Konjunkturaufschwung in
der EU, der vom rascheren Wachstum
des Welthandels getragen wurde, das im
zweiten Halbjahr 1999 einsetzte und
über den Beginn des Jahres 2000 hinaus
anhielt. In Österreich selbst wirkten der
starke private Konsum – wobei die
verfügbaren Einkommen von den im
Januar 2000 wirksam gewordenen
Steuersenkungen profitierten – und
die lebhafte Zunahme der Ausrüstungs-
investitionen konjunkturstützend. Mit
dem langsameren Wachstum des Welt-
handels ließ die wirtschaftliche Dyna-
mik im zweiten Halbjahr 2000 und in
den ersten Monaten des Jahres 2001
jedoch nach. Infolge des verstärkten
Verbraucherpreisauftriebs, der vor allem
durch die höheren Erdölpreise und den
schwächeren Wechselkurs bedingt war,
expandierte der private Konsum
weniger kräft ig . Ab dem zweiten
Halbjahr 2000 wuchsen auch die Aus-
rüstungsinvestitionen langsamer und
die Bauinvestitionen blieben durchge-
hend schwach. Die Beschäftigung nahm
weiter zu, wenn auch langsamer als
zuvor, gleichzeitig ist die Arbeitslosig-
keit in den letzten Monaten sogar
angestiegen. Der Verbraucherpreisan-
stieg erreichte im Frühjahr 2001 mit
einer Rate von 3¼% seinen Höhe-
punkt. Durch die Anhebung der indi-
rekten Steuern wurde das Preisniveau
zusätzlich erhöht. Bis Mitte 2001 war
die Teuerung jedoch wieder erheblich
gesunken, da die Effekte der früheren
Erdöl- und Importpreissteigerungen
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abklangen und sich der Einfluss der
indirekten Steuererhöhungen vom Vor-
jahr abzuschwächen begann. Die
Löhne sind 2000 zwar gestiegen, doch
blieben die Lohnabschlüsse moderat,
was der Schaffung von Arbeitsplätzen
förderlich war.

Das Wachstum wird 2001 wahrschein-
lich deutlich geringer ausfallen als im
Vorjahr und nach den OECD-Progno-
sen erheblich unter die Potentialwachs-
tumsrate sinken. Hierin spiegelt sich die
Abschwächung des Welthandels und
das Nachlassen der Inlandsnachfrage
wider – Entwicklungen, die bereits im
Laufe des Jahres deutlich wurden und
die nun durch den weltweiten negativen
Wachstumsschock nach den Terroran-
schlägen vom 11. September in den Ver-
einigten Staaten verstärkt werden. Die
Prognosen gehen davon aus, dass die
nachteiligen Vertrauenseffekte dieses
Ereignisses die globale Wirtschaftstätig-
keit und den Welthandel bis weit in die
erste Hälfte des kommenden Jahres hin-
ein schwächen werden. Danach könnte
aber eine erneute Kräftigung des Welt-
handels einsetzen, die nach und nach
zu einer Belebung der österreichischen
Konjunktur führt, die dann auch durch
eine regere Inlandsnachfrage gestützt
werden könnte. Der private Konsum
wird sich wohl in dem Maße erholen,
wie sich das Konsumklima unter dem
Einfluss steigender verfügbarer Ein-
kommen, höherer Familienbeihilfen
und einer Verbesserung der Terms of
Trade stabilisiert. Die Ausrüstungsinve-
stitionen dürften nach einer günstigeren
Entwicklung der Auslandsnachfrage
ebenfalls an Dynamik zulegen. Die Bau-
wirtschaft wird 2002 gedämpft bleiben,
müsste sich danach jedoch erholen.
Beim Staatsverbrauch wird auf Grund
der laufenden Haushaltskonsolidierung
eine Verlangsamung angenommen,
während von den monetären Bedingun-
gen nunmehr eine wachstumsstüt-
zende Wirkung erwartet wird. Alles in
allem rechnen die Prognosen mit einer
Belebung des BIP-Wachstums in der
zweiten Hälfte des kommenden Jahres
und gehen von einer weiteren Beschleu-
nigung 2003 aus, so dass sich die 2001
und 2002 entstehende Output-Lücke
wieder zu schließen beginnt. Eine
ungünstigere Entwicklung als hier
unterstellt könnte vor allem dann ein-

treten, wenn sich der Welthandel lang-
samer erholt als erwartet und dadurch
insbesondere der prognostizierte Kon-
junkturaufschwung in Deutschland,
dem wichtigsten Handelspartner Öster-
reichs, verzögert wird. ■

Wie wird 
der Ausgleich 
der öffentlichen 
Haushalte erreicht?

Die Haushaltskonsolidierung kam
nach 1997 im Wesentlichen zum Still-
stand, so dass sich das Defizit aller
öffentlichen Haushalte 1998 ausweitete
und 1999 weitgehend unverändert
blieb. Im Jahr 2000 wurde der Vollzug
des Bundeshaushalts auf Grund der
Übergangsphase durch die Regierungs-
neubildung nach den allgemeinen Wah-
len hinausgeschoben. Durch die
Steuersenkungen und die schritt-
weise Erhöhung der Familienbei-
hilfe, die im Januar 2000 in Kraft
traten, wurde die Rückkehr auf einen
Konsolidierungspfad  zusä tzl i ch
erschwert. Dennoch wurde das Defi-
zit der öffentlichen Haushalte im
Jahr 2000 um 1 Prozentpunkt des BIP
auf 1,1% gesenkt, was hauptsächlich
durch das  höhere jährliche Wirt-
schaftswachstum, Einmaleinnahmen
aus der Versteigerung der UMTS-
Mobilfunklizenzen – insgesamt 0,4%
des BIP – sowie die von der neuen
Regierung eingeführten einnahmener-
höhenden Maßnahmen bedingt war.

Die Regierung strebte im Stabilitäts-
programm 2000 an, das Defizit der
öffentlichen Haushalte 2001 auf drei
Viertel des BIP zu reduzieren. Bis 2002
soll ein ausgeglichener Haushalt
erreicht werden und es ist das erklärte
Ziel, diesen in den folgenden Jahren
aufrechtzuerhalten. Zu diesem Zweck
wurde ein Konsolidierungsprogramm
vorgelegt, das sowohl ausgabendämp-
fende als auch einnahmenerhöhende
Maßnahmen vorsieht. Auf der Ausga-
benseite sollen Einsparungen vor
allem durch Strukturreformmaßnah-
men, insbesondere eine Pensionsre-
fo rm ,  Pe rsona l kürz unge n  im
öffentlichen Dienst auf Bundes- und
Lokalebene, eine gezieltere Ausrich-

tung der sozialen Transferleistungen
sowie Maßnahmen zur Verschlankung
der öffentlichen Verwaltung und Aufga-
benauslagerungen erzielt werden.
Einige diesbezügliche Initiativen wur-
den bereits umgesetzt, während bei
anderen eine Beschlussfassung noch
ansteht. Auf der Einnahmenseite wur-
den einige Maßnahmen zur Verbreite-
rung der Steuerbemessungsgrundlage
ergriffen, die Konsolidierung 2001
besteht jedoch zu einem erheblichen
Teil aus Einmalmaßnahmen. Wegen der
über Erwarten hohen Steuerabschlags-
zahlungen der Unternehmen und gerin-
gerer Zinsausgaben im Spätjahr 2001
wird wahrscheinlich bereits in diesem
Jahr ein ausgeglichener Haushalt
erreicht werden. Andererseits macht es
die starke Verlangsamung der Wirt-
schaftstätigkeit wesentlich schwieriger,
im Jahr 2002 eine ausgeglichene Bud-
getposition aufrechtzuerhalten. Die
Prognosen des Sekretariats rechnen
für 2002 unter der Annahme der
Umsetzung der budgetären Konsolidie-
rungsmaßnahmen wie auch der geplan-
ten Erhöhungen der Kinderbeihilfe mit
einem Defizit von nahezu ½% des BIP,
das vor allem durch die budgetären
Wirkungen der automatischen Stabilisa-
toren bedingt sein wird. ■

Welche Maßnahmen 
könnten die 
Budgetkonsolidierung 
nachhaltiger machen? 

Auf vorangegangene Phasen der
Haushaltskonsolidierung folgte in
Österreich in den letzten zehn Jahren
immer wieder eine rasche Ausweitung
des strukturellen Defizits. Dies erklärt
sich zum einen aus der Tatsache, dass
sich die bisherige Konsolidierungspo-
litik weitgehend auf Einmalmaßnah-
men stützte, und zum anderen daraus,
dass neue Sozialleistungsprogramme
eingeführt wurden, sobald eine Ver-
besserung der Haushaltssalden einge-
treten war. In der jetzigen Phase
scheint es trotz langsameren Wirt-
schaftswachstums möglich, den Haus-
halt innerhalb von zwei Jahren ins
Gleichgewicht zu bringen. Verschie-
dene Risiken, die sowohl auf der Ein-
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nahmen- als auch auf der Ausgabenseite
bestehen, erfordern jedoch eine strikte
Ausgabenkontrolle, wenn die mittelfri-
stigen Konsolidierungsziele erreicht
werden sollen. Besonders wichtig in
diesem Zusammenhang sind die Ein-
malmaßnahmen im Sparprogramm der
Regierung sowie die Umsetzung bzw.
Beschlussfassung der geplanten Struk-
turreform. Außerdem sind neue Ausga-
benprogramme vorgesehen, wobei die
neuen Leistungen im Rahmen des
Familienbeihilfepakets ab Januar 2002
für die öffentlichen Haushalte eine
schwere Belastung darstellen, die insge-
samt etwa ⅓% des BIP ausmachen wer-
den. Im Hinblick auf eine dauerhafte
Eliminierung des Defizits der öffentli-
chen Haushalte ist es daher erforderlich,
die Einmalmaßnahmen rasch durch
strukturelle Maßnahmen zu ersetzen,
die dauerhafte Einsparungen ermögli-
chen. Die Regierung sollte Ausgaben-
programme identifizieren, bei denen
Kürzungen vorgenommen werden kön-
nen. In den kommenden beiden Jahren
sollten Steuersenkungen durchgeführt
werden, sie müssen aber durch struktu-
relle Ausgabenkürzungen im staatlichen
Bereich flankiert werden. Ansonsten
besteht die Gefahr eines erneuten Aus-
gabenkreislaufs, durch den die erzielten
Erfolge aufs Spiel gesetzt würden. Mit
einem Haushaltsüberschuss wäre über-
dies der durch die Alterung der Bevöl-
kerung bedingte budgetäre Druck
leichter zu bewältigen.

Die Reform verschiedener Bereiche des
öffentlichen Sektors ist ein vorrangi-
ges politisches Anliegen der Regierung.
In der Tat ist eine Reform der öffentli-
chen Hand nicht nur für die Haus-
haltskonsolidierung wichtig, sondern
auch, um die Effizienz dieses Sektors
zu steigern und dem Spiel der Markt-
kräfte breiteren Raum zu geben. Wäh-
rend einige Elemente dieser Reform,
insbesondere der Beschäftigungsabbau
im öffentlichen Sektor und die Ratio-
nalisierung einiger Teile der öffentli-
chen Verwaltung, bereits beschlossen
sind, steht bei wichtigen Punkten eine
Beschlussfassung noch aus. Eine Aus-
lagerung staatlicher Aufgabenbereiche
in den öffentlichen Unternehmenssek-
tor, wie sie geplant ist, kann unter
bestimmten Bedingungen die Effizienz
des öffentlichen Sektors erhöhen. Wie

sich jedoch bei früheren Maßnahmen
gezeigt hat, sind die Ergebnisse nicht
immer eindeutig. Es besteht sogar die
Gefahr, dass budgetäre Auslagerungen
eine Lockerung der Haushaltsdiszi-
plin zur Folge haben. Derartige Maß-
nahmen  können  somit  eine
grundlegende Reform nicht ersetzen. Es
sollte festgestellt werden, wo in der
öffentlichen Verwaltung tatsächlich
Doppelgleisigkeiten bestehen, und diese
sollten abgeschafft werden. Außerdem
müssen Entscheidungen darüber getrof-
fen werden, welche Dienstleistungen
der private Sektor zu erübrigen hat; für
einschlägige Maßnahmen können die
Vorschläge der Aufgabenreformkom-
mission als Grundlage dienen. Es ist
notwendig, eine Kosten-Nutzen-Ana-
lyse der Maßnahmen zu erstellen. Zu
diesem Zweck muss ein kohärenter
Rahmen für Ex-ante- und Ex-post-Pro-
jektevaluierung eingerichtet werden.
Eine wirksame Auswahl der Projekte
bedingt, dass die künftig zu erwarten-
den Einnahmen und Ausgaben über
einen Zeithorizont von mehreren Jahr-
zehnten geschätzt werden und deren
aktueller Wert berechnet wird.

Fragen bezüglich der Effizienz des
öffentlichen Sektors stellen sich auch
hinsichtlich der Aufgabenaufteilung
und der Aufteilung der Steuerkompe-
tenzen zwischen den verschiedenen
staatlichen Ebenen. Das Finanzaus-
gleichssystem ist nicht transparent,
und es bietet für die nachgeordneten
Gebietskörperschaften wenig Anreize
für einen effizienten Ressourceneinsatz
und eine Effizienzbewertung der
Ausgabenpläne. Stattdessen sollten
die allgemeinen Steuereinnahmen zwi-
schen den verschiedenen Gebietskör-
perschaften nach festen Grundsätzen
verteilt werden, und die Steuererhe-
bungskompetenz der Länder und
Gemeinden sollte genutzt und erfor-
derlichenfalls ausgeweitet werden.
Desgleichen sollten die aktuellen poli-
tischen Initiativen zur Verbesserung
der Aufgabenaufteilung zwischen den
einzelnen Gebietskörperschaften auf
eine stärkere Kongruenz zwischen
Ausgaben- und Finanzierungsverant-
wortung abzielen. ■

Ist Österreich für 
die wachsende Zahl 
von Pensionisten 
gut gerüstet? 

Im Jahr 2000 wurden wesentliche Maß-
nahmen ergriffen, um die fiskalischen
Auswirkungen der Bevölkerungsalte-
rung auf das staatliche umlagefinan-
z i e r t e  S y s t e m  z u  b e g re n zen,
insbesondere durch eine Verminderung
der Anreize für Frühpensionierungen.
Wenn einem raschen Anstieg der Pensi-
onsansprüche in den kommenden Jah-
ren und Jahrzehnten entgegengewirkt
werden soll, sind jedoch weitere Refor-
men erforderlich, die bald umgesetzt
werden sollten. Besonders wichtig
erscheint eine Anhebung des Pensions-
eintrittsalters, und weitere Reformen in
diesem Bereich sollten alle potentiellen
Wege in die Frühpension, auch Invali-
ditätspensionen, mit einbeziehen. Auch
die Aufsplitterung des Pensionssystems
in verschiedene Pensionsversicherungs-
anstalten für die einzelnen Berufsgrup-
pen, die jeweils ihrer eigenen Klientel
dienen, sollte abgeschafft werden. Um
eine engere Verbindung zwischen Pen-
sionsbeiträgen und den ausgezahlten
Pensionen zu schaffen, sollte bei
Berechnung der Pensionen als Bemes-
sungszeitraum das gesamte Arbeitsle-
ben und nicht die 15 Jahre mit dem
höchsten Verdienst zugrunde gelegt
werden. Die Umverteilungsrolle des
Pensionssystems sollte identifiziert und
die Umverteilung sollte aus dem allge-
meinen Steuertopf anstatt aus lohnbe-
zogenen Beiträgen finanziert werden.
Die Leistungen im Rahmen des umlage-
finanzierten Systems sollten angepasst
werden, um seine finanzielle Tragfähig-
keit zu sichern, und es sollte eine
zusätzliche Finanzierungssäule aufge-
baut werden. Dies könnte durch eine
Umwandlung des Abfertigungssystems
in eine betriebliche kapitalgedeckte
Pensionspflichtversicherung gesche-
hen. Bereits bestehende private Pensi-
onsinvestmentfonds werden trotz
steuerlicher Vorzugsbehandlung von
den privaten Haushalten bislang kaum
in Anspruch genommen. Die Entwick-
lung derartiger Fonds sollte deshalb
genau verfolgt und der Regulierungs-
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rahmen erforder l i chen fa l l s  neu
überdacht werden. ■

Kann die 
Funktionsweise 
des Arbeitsmarkts 
verbessert werden?

Der österreichische Arbeitsmarkt
zeichnet sich weiterhin durch ein ver-
hältnismäßig niedriges Niveau der
Arbeitslosigkeit und eine hohe gesamt-
wirtschaftliche Lohnflexibilität aus. Die
relativ moderaten Lohnerhöhungen
und die stetigen Beschäftigungszu-
wächse, die 2000 in einer Phase deut-
lich steigender Öl- und Importpreise
verzeichnet wurden, bestätigen diese
Feststellung. Andererseits is t der
Beschäftigungsgrad bei Frauen und älte-
ren Arbeitnehmern gering, und es ent-
wickel t  s ich e in Missverhä l tn i s
zwischen nachgefragten und angebote-
nen Qualifikationen. In Bezug auf die
Arbeitsmarktreform betont die neue
Regierung die Notwendigkeit, mehr
Arbeitsmarktanreize zu schaffen und
die Effektivität der Stellenvermittlung
zu verbessern. Wichtige Politikinitiati-
ven in dieser Richtung sind bereits
umgesetzt worden oder befinden sich in
Vorbereitung. Einige Anspruchskrite-
rien für den Bezug von Arbeitslosengeld
wurden verschärft, wodurch die Anreize
für die Arbeitssuche verstärkt werden
dürften. Maßnahmen zur Reduzierung
der Lohnnebenkosten und zur Verbes-
serung der Zielgenauigkeit sozialer
Transferleistungen wurden ebenfalls
ergriffen. Es bleibt jedoch Spielraum
für weitere Aktionen, und nicht alle
getroffenen Maßnahmen scheinen
dazu angetan, größere Anreize für die
Erwerbsbeteiligung und die Schaffung
von Arbeitsplätzen zu bieten. Insbeson-
dere dürfte dies für die Förderung der
Altersteilzeit gelten, die neu überdacht
werden sollte. Auch die für 2002
geplante Ausweitung der Kinderbei-
hilfe dürfte im Endeffekt zu einer gerin-
geren Erwerbsbeteiligung von Eltern,
insbesondere von Frauen, führen. Die
Fristverlängerung für die Bezugsdauer
von Arbeitslosengeld im Bereich der
Arbeitslosenversicherung wird vermut-
lich negative Auswirkungen auf die

Arbeitssuche haben und sollte revidiert
werden. Die Pläne einer Erweiterung
der Definition des Begriffs “zumutbare
Beschäftigung” im Hinblick auf das
Qualifikationsprofil von Arbeitslosen-
geldempfängern sollten umgesetzt und
die Zumutbarkeitskriterien sollten mit
zunehmender Arbeitslosigkeitsdauer
schrittweise verschärft werden.

Ein Kernpunkt der ins Auge gefassten
Reform des öffentlichen Arbeitsmarkt-
service (AMS) ist die bessere Integration
der Tätigkeiten des AMS in den Berei-
chen Beratung, Stellenvermittlung,
Bereitstellung aktiver Arbeitsmarkt-
maßnahmen und Auszahlung von
Arbeitslosengeld. Die Erfahrungen
anderer Länder zeigen in der Tat, dass
die Effizienz des Ausgleichs zwischen
Angebot und Nachfrage auf dem
Arbeitsmarkt mit zunehmender Inter-
aktion zwischen den verschiedenen
Funktionen des Vermittlungsprozesses
steigt, und Initiativen für eine bessere
Integration dieser Funktionen sind
daher zu begrüßen. Ebenso sollte eine
bessere Integration der Systeme der
Arbeitslosenunterstützung und der
Sozialhilfe erwogen werden, für die die
Kompetenzen zwischen dem Bund und
den Regionalbehörden aufgesplittert
sind. Außerdem sollte der Spielraum für
private Vermittlungsstellen innerhalb
eines integrierten Arbeitsmarktservice
ausgeweitet werden. Maßnahmen der
aktiven Arbeitsmarktpolitik spielen in
der Beschäftigungsstrategie der Regie-
rung eine wichtige Rolle. Gemäß dem
angestrebten Ziel einer besseren “Profi-
lierung” der Arbeitslosen im Hinblick
auf relevante von der Wirtschaft nach-
gefragte Merkmale sollten aktive
Arbeitsmarktmaßnahmen wirksamer
dafür eingesetzt werden, die Bereitschaft
der Leistungsempfänger zur Arbeitsauf-
nahme zu testen. Um die Effektivität
von Schulungs- und Arbeitsbeschaf-
fungsprogrammen sicherzustellen, soll-
ten die Maßnahmen zudem sehr genau
auf die jeweiligen Problemgruppen
zugeschnitten sein. Generell besteht die
Gefahr, dass die unternehmerische
Tätigkeit des privaten Sektors durch
staatliche Arbeitsprogramme verdrängt
wird. Die damit verbundenen Wohl-
fahrtsverluste durch Mitnahmeeffekte
sind oft erheblich. Eine angemessene
Evaluierung der Wirksamkeit der Maß-

nahmen im Hinblick auf eine Erhöhung
der Beschäftigungschancen und eine
Minimierung von Mitnahme- und Ver-
drängungseffekten ist deshalb unbe-
dingt notwendig und sollte verstärkt
durchgeführt werden. Mehr Gewicht
auf beschäftigungsabhängige Lohner-
gänzungsleistungen zu legen, die die
effektiven Grenzsteuersätze beim Über-
gang in eine geregelte Beschäftigung
verringern, kann eine vielversprechende
Strategie zur “Aktivierung” von arbeits-
losengeldähnlichen Leistungen und
Sozialhilfemaßnahmen sein.

Die wachsende Bedeutung, die qualifi-
ziertem Humankapital in einer “wis-
sensbasierten Gesellschaft” zukommt,
verstärkt die Notwendigkeit einer
Reform des österreichischen Bildungs-
systems. Die tertiäre Ausbildung in
Österreich hat sich als kostspielig
erwiesen, und ihre allokative Effizienz
muss verbessert werden, um der
wachsenden Diskrepanz zwischen
vermittelten und nachgefragten Quali-
fikationen entgegenzuwirken. Die
Regierung hat ein Reformprogramm
eingeleitet, mit dem Ziel, die Qualität
der tertiären Ausbildung zu verbes-
sern und die Hochschulfinanzierung
effizienter zu gestalten. Wichtige Ele-
me nte  des  P rog ram m s  s ind  d ie
Abschaffung der Pragmatisierung für
Hochschullehrer, die Einführung lei-
stungsbezogener Kriterien sowohl in
das Entlohnungssystem der Lehrkräfte
als auch in die Hochschulfinanzierung
im Allgemeinen, sowie größere Auto-
nomie für die Hochschulen bei der
Festlegung ihrer Forschungs- und
Lehrpläne. Ab Herbst 2001 werden
Studiengebühren erhoben, deren Erlös
an die Hochschulen umverteilt wird.
Die Pläne für die Hochschulreform
gehen in die richtige Richtung und
sollten vollständig umgesetzt werden.
So ist die Einführung von Studienge-
bühren zwar begrüßenswert, doch
reicht eine großzügigere Finanzaus-
stattung der Universitäten zur Lei-
s tungsver bes se rung n ich t  aus .
Vielmehr sollten die Reformen rasch in
der Richtung weitergeführt werden,
dass ein höheres Maß an Wettbewerb
zwischen den Hochschulen entsteht
und ein Zusammenhang zwischen Lei-
stungen und Mittelausstattung der
Hochschulen hergestellt wird. Das
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duale Lehrlingsausbildungssystem
Österreichs war bei der Vermittlung
praxisorientierter Fachkenntnisse bis-
lang erfolgreich, was mit dazu beigetra-
gen hat, die Jugendarbeitslosigkeit auf
relativ niedrigem Niveau zu halten. In
den vergangenen Jahren wurden
Anstrengungen unternommen, um die
Ausbildungsordnungen den neuen
Anforderungen anzupassen. Diese
Politik sollte fortgesetzt werden. Die
Höhe der Lehrlingsentschädigung
sollte stärker durch die Marktkräfte
beeinflusst werden, um einen Aus-
gleich zwischen Ausbildungsangebot
und -nachfrage zwischen den einzel-
nen Berufsgruppen zu erleichtern. ■

Wie sollten 
die nächsten Schritte 
bei der 
Regulierungsreform 
aussehen?

Das derzeitige wettbewerbsrechtliche
System – insbesondere Fusionen und
Kartelle – basiert auf einem Kartellge-
richt, das nur über begrenzte rechtli-
che Befugnisse zur eigenständigen
Einleitung von Verfahren verfügt; es
wird vielmehr auf Empfehlung der
Sozialpartner tätig, wobei der Bundes-
minister für Wirtschaft und Arbeit vor
Gericht die staatlichen Interessen ver-
tritt. Die Regierung hat nun einen
Gesetzesentwurf zur Einrichtung einer
unabhängigen Wettbewerbsbehörde
vorgelegt, was einen wesentlichen
Fortschritt in Richtung auf ein System
der effizienteren Wettbewerbsdurchset-
zung darstellen würde. Um die Wirk-
samkeit sicherzustellen, sollte der
institutionelle Aufbau gestrafft werden.
Unternehmen, die gegen das Wettbe-
werbsrecht verstoßen, sollten Bußgel-
der auferlegt werden, die hinreichend
hoch sind, um als Abschreckungsmit-
tel gegen wettbewerbsfeindliches Ver-
halten (insbesondere Kartellbildung)
zu wirken. Es sollte überlegt werden,
eine Kronzeugen-Regelung einzufüh-
ren, bei der das erste Unternehmen,
das Beweise für die Existenz eines Kar-
tells vorlegt und bei der gerichtlichen
Untersuchung  vo l l  koo per i e r t ,

Anspruch auf eine Minderung der
Sanktionen hat . Außerdem muss
geklärt werden, ob die personellen
Ressourcen für eine wirksame Unter-
suchung ausreichend sind, und gege-
benenfalls muss der Mitarbeiterstab
rasch aufgestockt werden.

In den Netzwerkindustrien gab es eine
Reihe positiver Entwicklungen, und es
wurden wesentliche Schritte unternom-
men, um einige Märkte für den Wettbe-
werb zu öffnen. Die bestehenden
Marktstrukturen zeigen jedoch, dass
noch viel zu tun bleibt, um den Wettbe-
werb in den Netzwerkindustrien fest zu
verankern. Wie in nahezu allen OECD-
Ländern führte die Regulierungsreform
im Telekommunikationssektor zu
erheblichen Preissenkungen und einer
Verbreiterung des Dienstleistungsange-
bots. Durch eine partielle Marktöff-
nung konnten auch die Strompreise
gesenkt werden. Im Elektrizitäts- und
im Gassektor hat die Regierung für
Herbst 2001 bzw. 2002 die volle Markt-
liberalisierung vorgesehen, also sehr
viel früher, als es die einschlägigen EU-
Richtlinien verlangen. Diese Schritte
müssen jedoch durch weitere Refor-
men flankiert werden. Im Postsektor
hingegen ist die Regulierungsreform
nicht sehr weit gediehen, und im Hin-
blick auf eine Wettbewerbsöffnung im
Bahnsektor wurden nur geringe Fort-
schritte erzielt. Politische Maßnahmen
in diesen Bereichen dürften potentiell
ganz erhebliche Wohlfahrtsgewinne für
die Konsumenten mit sich bringen und
zu einem stärkeren Produktivitäts-
wachstum in der Wirtschaft beitragen.
Die wichtigsten noch offenen Fragen
sind folgende:

• Im Telekommunikationssektor sollte der
Regulierungsrahmen so erweitert wer-
den, dass die Telekom-Regulierungsbe-
hörde mit aktiven Maßnahmen auf sich
rasch wandelnde Marktstrukturen aus
eigener Initiative reagieren kann. Um
den Wettbewerbsdruck im Mobilfunk-
markt zu verstärken, sollte die Ruf-
nummernportabilität zur Auflage
gemacht werden.

• Auf den von vertikal integrierten Ver-
sorgungsbetrieben dominierten Strom-
und Gasmärkten ist de facto ein diskri-
minierungsfreier Netzzugang nicht völ-
lig gewährleistet. Zur Verstärkung des

Wettbewerbs müssen daher die Netze
vollständig von Vertrieb und Erzeugung
entflochten werden. Dies erfordert
zumindest eine Trennung von Netzbe-
treibern und Stromerzeugern und deren
Konstituierung als unterschiedliche
juristische Personen. Dieser Schritt
sollte durch die Privatisierung von Ver-
sorgungsbetrieben verstärkt werden.

• Im Postdienst hat die österreichische
Post das ausschließliche Recht für die
Zustellung von Briefen mit einem
Gewicht bis zu 350 Gramm. Dieses
Monopol sollte eingeschränkt und am
besten abgeschafft werden. Die Regulie-
rungskompetenz sollte vom Bundesmi-
nisterium für Verkehr, Innovation und
Technologie an einen starken unabhän-
gigen Regulator übertragen werden.

• Im Bereich des Bahnverkehrs sollte der
Markteintritt von privaten Verkehrs-
dienstleistern gefördert werden. Das
erfordert insbesondere die Trennung
des Schienennetzes von der Erbringung
von Transportleistungen.

Wichtige Regulierungsfragen stellen
sich auch im Hinblick auf die nicht
netzgebundenen Sektoren. Die Rege-
lung der Ladenöffnungszeiten sollte
weiter liberalisiert werden. Die Bedin-
gungen bei öffentlichen Vergabeverfah-
ren sollten zwischen den verschiedenen
Regierungsebenen vereinheitlicht wer-
den, und zwar auf der Basis offener
Ausschreibungen. Die Privatisierung
sollte auf die restlichen Banken im
Besitz verschiedener Gebietskörper-
schaften ausgedehnt werden. ■

Wie sind 
Umweltziele in andere 
Politikbereiche 
integriert?

Die österreichischen Umweltstandards
sind  hoch,  was durch komplexe
umweltpolitische Bestimmungen, die
Einbeziehung von Umweltbelangen bei
der Planung großer Infrastrukturpro-
jekte und die ehrgeizigen internationa-
len Verpflichtungen Österreichs
dokumentiert wird. Die Umweltziele
werden von einem sehr breiten politi-
schen Konsens getragen und für die
Erfüllung von Zielvorgaben im Umwelt-
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bereich werden erhebliche finanzielle
Mittel aufgewendet. Es fehlt jedoch an
einem fest verankerten Rahmen für die
Integration von Umweltbelangen in die
Politikplanung generell. Insbesondere
werden wenig Ex-ante- und Ex-post-
Evaluierungen der indirekten ökonomi-
schen Kosten und der potentiellen öko-
logischen Nutzeffekte durchgeführt.
Dies hat nicht zuletzt zur Folge, dass
auf ähnliche Zielsetzungen ausgerich-
tete Maßnahmen nicht ausgewogen
genug sind, um eine hohe Gesamteffi-
zienz zu sichern. Es sollte deshalb ein
kohärenter Rahmen für politiküber-
greifende Kosten-Nutzen-Analysen
eingerichtet werden. ■

Haben sich 
die umweltpolitischen 
Maßnahmen 
als effektiv erwiesen?
Ein besonders anschauliches Beispiel
für die ehrgeizigen Umweltzielsetzun-
gen Österreichs sind die weitgehenden
Reduktionen der Treibhausgasemissio-
nen. Bei dem diesbezüglichen Policy
Mix könnten gleichwohl noch Verbes-
serungen vorgenommen werden. Wäh-
rend ordnungsrechtliche Vorschriften
breiten Raum einnehmen, sind die öko-
nomischen Instrumente mit umweltpo-
litischen Zielsetzungen nicht eng
verknüpft: Die Energiebesteuerung bie-
tet wenig Anreize für ein umweltfreund-
licheres ökonomisches Verhalten, und
bestimmte Subventionen werden ohne
ausreichende Bewertungen vergeben.
Insbesondere könnte die Wirksamkeit
der geltenden Bestimmungen hinsicht-
lich der Effizienz von Motoren und
Heizanlagen durch die Einführung
einer CO2-Steuer oder eines Emissions-
handelssystems verbessert werden.
Dadurch würden Emissionsminderun-
gen zu einem ökonomischen Eigenin-
teresse, und die Notwendigkeit für die
Durchführung kostspieliger techni-
scher Kontrollen würde eingeschränkt.
Die CO2-Steuer würde eine zielgerichte-
tere Ausrichtung der Energiebesteue-
rungsstrukturen auf die Reduzierung
der Treibhausgasemissionen ermögli-
chen. Ausnahmen, die nicht umweltpo-
litisch motiviert sind, wie etwa die
steuerlich bevorzugte Behandlung von

Dieselkraftstoff, sollten abgeschafft wer-
den. Mit einer CO2-Steuer könnte auch
die Notwendigkeit von ökologisch
motivierten Subventionsprogrammen
geringer werden, die der Förderung
erneuerbarer Energiequellen, der Wär-
medämmung bereits bestehender
Wohnbauten, Zentralheizungsanlagen
und des öffentlichen Verkehrs dienen.
Sozialpolitischen Vorbehalten könnte
durch vermögens- und einkommensab-
hängige Transferleistungen entspro-
chen werden. Bedenken hinsichtlich
der negativen Auswirkungen auf die
internationale Wettbewerbsfähigkeit
Österreichs ließe sich überdies mittels
eines Systems der Besitzstandssicherung
(grandfathering) lösen, wodurch auch
Anreize für neue Investitionen aufrecht-
erhalten werden. ■

Können 
die umweltpolitischen 
Maßnahmen 
kosteneffizienter 
gestaltet werden?

Stickstoffoxidemissionen in Verbin-
dung mit dem Lkw-Transitverkehr wur-
den durch  e in  im Gefo lge  des
österreichischen EU-Beitritts ausgehan-
deltes Ökopunktesystem, bei dem Lkws
entsprechend den NOx-Emissionen
Ökopunkte zugewiesen werden, erfolg-
reich reduziert. Eine unbefristete Ver-
längerung des Transitvertrags ist
allerdings unwahrscheinlich. Außerdem
bietet das derzeitige System nicht genü-
gend Anreize für die Verwendung sau-
berer  Verkehrs technologien  in
Lastkraftwagen. Die Regelung für den
Transitverkehr sollte mithin darauf
gerichtet sein, die Grenzkosten für
umweltschädigenden Transitverkehr zu
erhöhen und das derzeitige Ökopunkte-
system zu ersetzen. Dies würde die Ein-
führung eines Road-pricing-Systems mit
sich bringen, das die umweltrelevanten
Kosten des Verkehrs durch sensible
Regionen berücksichtigt. Die einschlä-
gige EU-Gesetzgebung sollte im Lichte
des kürzlich veröffentlichten EU-Weiß-
buchs entsprechend angepasst werden.

Fragen der Wasserversorgung sind für
die österreichische Bevölkerung von

hoher Priorität. Deshalb ist die öster-
reichische Regierung bestrebt sicherzu-
stellen, dass hinreichende Investitionen
in die Wasserversorgungsinfrastruktur
getätigt werden, um die hohe Wasser-
qualität aufrechtzuerhalten. Dieses
Ziel ließe sich in effizienterer Weise
erreichen, wenn die Kapitalkosten-
subventionierung für die Wasserver-
und -entsorgung nach und nach abge-
schafft und gleichzeitig zu einem die
vollen Kosten deckenden Preissystem
übergegangen würde, denn damit wäre
es insbesondere möglich, ineffiziente
Wasserversorgungsunternehmen zu
identifizieren, die Effizienz der Wasser-
versorgungsinfrastruktur zu erhöhen
und die Ressourcenallokation zu ver-
bessern. Dies wäre ganz im Sinne der in
Aussicht genommenen und der bereits
umgesetzten Maßnahmen des österrei-
chischen Regierungsprogramms. Auch
die Müllabfuhr- und Abfallaufberei-
tungsgebühren sollten entsprechend
den Kosten der Emissionen in Luft und
Boden festgesetzt werden. Ein derartiges
System könnte die Effizienz der Abfall-
entsorgung verbessern.

In der Landwirtschaft wurden viele
Anstrengungen unternommen, um
umweltfreundlichere Praktiken zu pro-
pagieren. Die Ressourcenallokation
könnte jedoch verbessert werden, wenn
das Fördersystem statt wie bisher auf
Produktionsmethoden mittels Kosten-
Nutzen-Analysen stärker auf spezifi-
sche Umweltergebnisse orientiert
würde. Dieser Effekt würde durch eine
Kostenteilung mit der Tourismuswirt-
schaft verstärkt werden, insofern der
Tourismus aus der Landschaftspflege
durch die Agrarbewirtschaftung Nut-
zen zieht. Das derzeitige Überangebot
an bestimmten Produkten aus dem bio-
logischen Landbau legt den Schluss
nahe, dass dem Spiel der Marktkräfte
mehr Raum gegeben werden müsste,
während die administrativen Maßnah-
men sich vorwiegend auf die Rahmen-
bedingungen konzentrieren sollten.  ■

Weitere Informationen

Weitere Informationen zu dem Bericht
erhältlich von Eckhard Wurzel, 
Tel.: (33-1) 45 24 87 46
(email: Eckhard.Wurzel@oecd.org).
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